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Allgemeine Geschäftsbedingungen der Columbus Leasing GmbH 

(Stand: Dezember 2026) 

1. Vertragsgegenstand 

1.1 Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen der 
Columbus Leasing GmbH (Columbus) regeln die 
Nutzungsüberlassung (Vermietung) der im Miet-
schein bzw. der Installationsbestätigung im Einzel-
nen beschriebenen Mietgegenstände nebst Zube-
hör, Ersatzgeräten und Änderungen, zusammen: 
Mietsache, an den Mieter, soweit die Parteien im 
Mietschein keine abweichenden Regelungen getrof-
fen haben. 

1.2 Die Mietsache wird von Columbus zum Zwecke 
der mietweisen Überlassung an den Mieter erwor-
ben. 

1.3 Der Mietvertrag setzt sich aus dem Mietschein 
und der Installationsbestätigung zusammen. 

1.4 Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gel-
ten ausschließlich gegenüber Unternehmern im 
Sinne des § 14 BGB, juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts und öffentlich-rechtlichen Sonder-
vermögen. Voraussetzung für den Abschluss des 
Mietvertrages ist, dass der Mieter bei Vertrags-
schluss in Ausübung seiner gewerblichen oder selb-
ständigen beruflichen Tätigkeit handelt. Verträge mit	
Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB werden auf 
Grundlage dieser Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen nicht abgeschlossen. 

Der Mieter bestätigt mit Unterzeichnung des Miet-
scheins, dass er den Mietvertrag ausschließlich zu 
Zwecken abschließt, die seiner gewerblichen oder 
selbständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet 
werden können. Columbus ist berechtigt, geeignete 
Nachweise über die Unternehmereigenschaft und 
den unternehmerischen Vertragszweck zu verlan-
gen. 
 
2. Vertragsdauer 

2.1 Die Vertragsleistungen sind im Mietschein aufge-
führt. Ein Vertrag kommt mit Unterzeichnung des 
Mietscheins durch den Mieter und Columbus zu-
stande. Alle Rechte und Pflichten aus dem Miet-
schein beginnen mit der Gegenzeichnung durch Co-
lumbus und sind bis dahin als Vertragsangebot des 
Mieters, an welches dieser sechs Wochen gebunden 
ist, anzusehen. Die Bindefrist beginnt, wenn der un-
terzeichnete Mietschein nebst aller von Columbus 
beim Mieter zur Vertragsdurchführung erforderlichen 
und beim Mieter vor Unterzeichnung durch den Mie-
ter angeforderten Unterlagen, insbesondere Zusatz-
vereinbarungen, Sicherheiten, Vermieterpfand-
rechtsfreigaben, Sicherungsscheine bei Columbus 
eingehen. 

2.2 Die Mindestmietzeit beginnt grundsätzlich mit 
dem ersten Tag des auf die Gesamtabnahme/ Ge-
samtinstallation folgenden Kalenderquartals bzw. 

Kalendermonats, wenn monatliche Zahlungsweise 
vereinbart ist. Der Mieter hat Columbus sowohl den 
Zeitpunkt der jeweiligen Teilinstallationen als auch 
die Gesamtinstallation in Textform zu bestätigen. 
Kann die Aufstellung bzw. Installation, aus vom Mie-
ter zu vertretenden Gründen nicht unverzüglich nach 
Anlieferung erfolgen, ist der Geschäftstag nach dem 
Tag der Anlieferung der Aufstellungs- bzw. Installati-
onstag. 

2.3 Das Mietverhältnis verlängert sich jeweils um 
sechs Monate, falls es nicht unter Beachtung einer 
Kündigungsfrist von sechs Monaten, erstmals zum 
Ende der vertraglich vereinbarten Mindestmietdauer, 
in Textform gekündigt wird. Dies gilt auch für das 
Kündigungsrecht der Erben gem. §580 BGB. Als 
Kündigungsdatum gilt der Zugang der Erklärung bei 
Columbus. 

2.4 Nimmt der Mieter den Mietgegenstand nicht in-
nerhalb von 4 Monaten nach Zustandekommen des 
Vertrags ab oder liegt Columbus innerhalb derselben 
Frist die uneingeschränkte Gesamtinstallationsbe-
stätigung des Mieters nicht vor, kann Columbus vom 
Mietschein zurücktreten. 

3. Erwerb des Mietgegenstandes 

3.1 Dem Mieter ist bekannt, dass Columbus den 
Mietgegenstand erst von einem vom Mieter ausge-
wählten Lieferanten erwerben muss. Hat der Mieter 
den Mietgegenstand schon bestellt oder steht er in 
Verhandlung mit dem Lieferanten, so wird er Colum-
bus umfassend informieren und ihr sämtliche dies-
bezügliche Unterlagen aushändigen. 

3.2 Der Mieter ist einverstanden, dass Columbus in 
einen bereits zwischen Mieter und Lieferanten be-
stehenden Beschaffungsvertrag eintritt. Columbus 
wird ermächtigt, nach ihrer Wahl den bereits zwi-
schen dem Mieter und Lieferanten bestehenden Be-
schaffungsvertrag aufzuheben und mit dem Liefe-
ranten einen neuen Beschaffungsvertrag über den 
Mietgegenstand abzuschließen. 

3.3 Der Mietvertrag steht unter der aufschiebenden 
Bedingung, dass zwischen Columbus und dem Lie-
feranten ein rechtswirksamer Beschaffungsvertrag 
über die Mietsache zustande kommt. 
 
3.4 Alle Pflichten aus dem Beschaffungsvertrag, die 
über die Pflicht zur Zahlung des für den Mietgegen-
stand geschuldeten Preises hinausgehen, über-
nimmt der Mieter mit schuldbefreiender Wirkung für 
Columbus. Bei Softwareprodukten besteht insbe-
sondere die Pflicht für den Mieter, die vereinbarten 
Nutzungsbedingungen für das Mietobjekt einzuhal-
ten. 
Von Ansprüchen, die an Columbus wegen Verlet-
zung dieser Verpflichtungen gestellt werden, hat der 
Mieter Columbus freizustellen. 
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4. Lieferung und Aufstellung 

4.1 Columbus lässt die Mietsache an dem zum Be-
trieb vorgesehenen Standort durch den Herstel-
ler/Lieferanten der Mietsache betriebsbereit aufstel-
len, soweit nicht nach den Regelungen im Miet-
schein der Mieter selbst die Aufstellung besorgt. 

4.2 Soweit der Mieter den Lieferanten, die Mietsache 
und die Lieferbedingungen ausgewählt oder mit dem 
Lieferanten ausgehandelt hat, trägt der Mieter im 
Verhältnis zu Columbus die Gefahr der Lieferung ab 
dem Zeitpunkt, in dem der Lieferant die Mietsache 
an den zur Ausführung der Lieferung bestimmten Ort 
übergibt. 
 
Dies gilt nicht, soweit Columbus den Eintritt des 
Schadens zu vertreten hat oder Columbus ohne Ver-
anlassung durch den Mieter eine vom Beschaffungs-
vertrag abweichende Versandart oder Lieferperson 
bestimmt hat und der Schaden hierauf beruht. 
 
Wird die Mietsache vor ihrer Übernahme durch den 
Mieter nicht nur unerheblich beschädigt oder geht sie 
unter, sind Columbus und der Mieter zum Rücktritt 
vom Mietvertrag berechtigt, wenn eine vertragsge-
mäße Ersatzlieferung oder Wiederherstellung nicht 
innerhalb angemessener Frist möglich oder wirt-
schaftlich zumutbar ist. 
 
Im Falle des Rücktritts hat der Mieter Columbus die 
im Zusammenhang mit der Beschaffung entstande-
nen notwendigen und angemessenen Aufwendun-
gen zu ersetzen, soweit der Mieter den Schadens-
eintritt oder das Scheitern der Beschaffung zu ver-
treten hat. Soweit Columbus wegen des Schadens 
Ansprüche gegen den Lieferanten, einen Transpor-
teur, einen Versicherer oder sonstige Dritte zu-
stehen, tritt Columbus diese Ansprüche erfüllungs-
halber an den Mieter ab. Von Dritten erlangte Ersatz-
leistungen sind auf den Anspruch von Columbus an-
zurechnen. Der Mieter nimmt die Abtretung an. 
 
4.3 Etwaige im Kaufpreis nicht enthaltene Neben-
kosten (für Lieferung, Installation, Aufstellung u.ä.) 
trägt der Mieter. 

4.4 Der Mieter hat die Mietsache unverzüglich nach 
Überlassung sorgfältig zu untersuchen und zu testen 
und Mängel unverzüglich gegenüber dem Herstel-
ler/Lieferanten, unter gleichzeitiger Benachrichti-
gung von Columbus in Textform, zu rügen. Sich spä-
ter zeigende Mängel sind unverzüglich nach Entde-
ckung gegenüber dem Hersteller/Lieferanten und 
Columbus anzuzeigen. 

5. Abnahme 

5.1 Die betriebsbereite Abnahme der Mietsache und 
Installation bzw. Aufstellung durch den Herstel-
ler/Lieferanten bestätigt der Mieter Columbus unver-
züglich nach erfolgter Installation und bei Mietsa-
chen, für die vom Hersteller/Lieferant eine Installa-
tion durch den Mieter selbst vorgesehen ist, nach er-
folgter Lieferung durch Unterzeichnung und 

Rücksendung der von Columbus zugesandten In-
stallationsbestätigung. Dem Mieter ist bekannt, dass 
die Installationsbestätigung Veranlassung für Co-
lumbus zur Zahlung des Kaufpreises an den Herstel-
ler/Lieferanten ist. Der Mieter ist verpflichtet, Colum-
bus jedweden Schaden zu ersetzen, der durch eine 
unzutreffende oder verspätete Erklärung über die 
Mangelfreiheit der gelieferten Mietsache oder eine 
erfolgte Untersuchung auf Mangelfreiheit entsteht. 
Die Installationsbestätigung kann handschriftlich 
oder elektronisch unterzeichnet werden. Eine hand-
schriftlich unterzeichnete Installationsbestätigung 
kann insbesondere auch als Scan übermittelt wer-
den. Der Übermittlung mittels eines von Columbus 
zugelassenen elektronischen Signaturverfahrens, 
insbesondere über DocuSign, steht dies gleich. 
 
5.2 Im Falle des Kaufs von Mietsachen, die bereits 
beim Mieter installiert sind, (sale-and-lease-back 
Vereinbarung) gilt als Abnahme der Tag, an dem der 
Kaufpreis der Mietsache an den Mieter bezahlt wird. 

6. Mieten und Zahlungsbedingungen 

6.1 Die im Mietschein ausgewiesenen Mieten verste-
hen sich zzgl. Umsatzsteuer in jeweiliger gesetzli-
cher Höhe und sonstiger gesetzlicher Abgaben. In 
den Mieten nicht enthalten sind die Kosten für die 
Wartung und ordnungsgemäße Instandhaltung der 
Mietsache. 

6.2 Columbus wird zur Erstellung einer Dauermiet-
rechnung ermächtigt. Wünscht der Mieter Einzel-
rechnungen werden ihm diese in elektronischer 
Form kostenlos, in Schriftform zu je EUR 8,00 zzgl. 
USt., zur Verfügung gestellt. 

6.3 Der Mieter verpflichtet sich, sämtliche fälligen 
Forderungen von Columbus aus und im Zusammen-
hang mit dem Mietvertrag im SEPA-
Lastschriftverfahren von dem vom Mieter benannten 
Konto einziehen zu lassen und Columbus hierzu ein 
entsprechendes SEPA-Lastschriftmandat zu ertei-
len. 
 
Einbezogen sind insbesondere Mieten, Nutzungs-
entgelte, rückständige Forderungen, Verzugszinsen, 
Mahnkosten, die Verzugskostenpauschale gemäß § 
288 Abs. 5 BGB sowie sonstige nach den gesetzli-
chen Vorschriften erstattungsfähige Kosten der 
Rechtsverfolgung. 
 
Nebenforderungen dürfen eingezogen werden, so-
bald sie fällig und dem Mieter nach Grund und Höhe 
in nachvollziehbarer Weise mitgeteilt worden sind. 
Gesetzliche Informationspflichten und Ankündi-
gungsfristen bleiben unberührt. Der Einzug einer 
Forderung oder die Erteilung des SEPA-
Lastschriftmandats stellt kein Anerkenntnis der For-
derung durch den Mieter dar. Einwendungen und ge-
setzliche Erstattungsrechte des Mieters bleiben un-
berührt. 
 
Der Mieter ist verpflichtet, während der Vertrags-
dauer für eine ausreichende Deckung des 
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benannten Kontos zu sorgen. Vom Mieter zu vertre-
tende Rücklastschriftkosten hat der Mieter in der tat-
sächlich entstandenen, erforderlichen Höhe zu er-
setzen. 
 
Der Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats lässt die 
Verpflichtung zur fristgerechten Zahlung unberührt. 
Columbus kann in diesem Fall verlangen, dass der 
Mieter die geschuldeten Beträge im Wege einer an-
deren von Columbus bestimmten, zumutbaren Zah-
lungsart entrichtet. 
 
6.4 Die Mietraten sind jeweils zum Ersten eines Ka-
lenderquartals bzw. Kalendermonats im Voraus zu 
entrichten. Für die Zeit zwischen Aufstellungs-/In-
stallationstag und Beginn der Mietvertragslaufzeit 
nach Ziffer 2.2 wird ein auf Basis der Mietrate und 
des Installationsgrades anteilig und taggenau zu er-
rechnendes Nutzungsentgelt als monatliche Rate 
abgebucht. 

6.5 Kommt der Mieter mit Zahlungen in Verzug, so 
hat er ab dem Tag der Fälligkeit die gesetzlichen 
Verzugszinsen gem. § 288 BGB zu zahlen, sofern 
nicht Columbus einen höheren Schaden nachweist.  

6.6 Die Kalkulation der Mietraten (Sonderzahlung, 
einzelne Mietraten, Schlussraten) beruht auf den An-
schaffungskosten des Mietobjektes, dem zum Zeit-
punkt des Abschlusses des Mietvertrages gültigen 
Steuer- und Abgabenrecht, der einschlägigen Ver-
waltungshandhabung und der Geld- und Kapital-
marktlage. Bei Veränderungen der Grundlagen für 
die Kalkulation der Mietraten bis zur Übernahme des 
Mietobjektes werden die Mietraten entsprechend an-
gepasst.  

6.7 Ergeben sich Abweichungen bei der steuer- und 
abgabenrechtlichen Lage durch den Gesetzgeber 
oder die Finanzverwaltung sowie bei Änderungen 
des Steuer- und Abgabenrechts oder der einschlägi-
gen Finanzverwaltungspraxis nach Vertragsab-
schluss, die Columbus in ihrer Eigenschaft als Ei-
gentümerin oder Vermieterin berühren, kann eine 
entsprechende Anpassung durch Columbus oder 
den Mieter verlangt werden. 

6.8 Leistungsverweigerungsrechte und Zurückbe-
haltungsrechte, insbesondere diejenigen gemäß § 
273 und § 320 BGB, werden für beide Vertragspar-
teien abbedungen, es sei denn, das Zurückbehal-
tungsrecht oder das Leistungsverweigerungsrecht 
gründet sich auf einen unbestrittenen oder rechts-
kräftig festgestellten Anspruch der jeweiligen Ver-
tragspartei. Diese Beschränkung gilt nicht für Ge-
genrechte aus demselben Mietvertrag, die in einem 
unmittelbaren Gegenseitigkeitsverhältnis zur geltend 
gemachten Forderung stehen. 
 
6.9 Kommt der Mieter mit einer fälligen Zahlung in 
Verzug, ist Columbus berechtigt, die Forderung 
selbst oder durch ein Inkassounternehmen und/oder 
einen Rechtsanwalt außergerichtlich und gerichtlich 
geltend zu machen. 
 

Der Mieter hat Columbus die für eine zweckentspre-
chende Rechtsverfolgung erforderlichen und ange-
messenen Kosten zu ersetzen, soweit diese nach 
den gesetzlichen Vorschriften als Verzugsschaden 
erstattungsfähig sind. Hierzu können insbesondere 
erstattungsfähige Inkassokosten, außergerichtliche 
und gerichtliche Rechtsanwaltsgebühren, Gerichts-
kosten sowie Kosten des gerichtlichen Mahnverfah-
rens und der Zwangsvollstreckung gehören. 
 
Kosten eines Inkassounternehmens sind höchstens 
in dem Umfang zu ersetzen, in dem bei Beauftra-
gung eines Rechtsanwalts erstattungsfähige Gebüh-
ren entstanden wären. Eine doppelte Erstattung wirt-
schaftlich gleichgerichteter Inkasso- und Rechtsan-
waltskosten findet nicht statt. 
 
Die Verzugskostenpauschale gemäß § 288 Abs. 5 
BGB bleibt unberührt und wird auf einen geschulde-
ten Ersatz der Kosten der Rechtsverfolgung ange-
rechnet. Dem Mieter bleibt der Nachweis vorbehal-
ten, dass der geltend gemachte Schaden nicht oder 
in wesentlich geringerer Höhe entstanden ist. 
 
7. Gewährleistung – Abtretung Gewährleistungs-
ansprüche 

7.1 Der Hersteller/Lieferant des Mietgegenstandes 
wird durch den Mieter ausgesucht. Columbus leistet 
für Sach- und Rechtsmängel der Mietgegenstände 
und sonstige nicht ordnungsgemäße Erfüllung nur in 
der Weise Gewähr, dass sie hiermit unter der auf-
schiebenden Bedingung des Abschlusses des Miet-
vertrages ihre kaufrechtlichen Gewährleistungs-, 
Garantie- und Schadensersatzansprüche gegen den 
Hersteller/Lieferanten und sonstige an der Lieferung 
beteiligte Dritte an den Mieter abtritt. Ausgenommen 
von der Abtretung sind die Ansprüche von Columbus 
auf Verschaffung des Eigentums, Ansprüche auf 
Rückgewähr, insbesondere auch Ansprüche aus 
oder im Zusammenhang mit von Columbus geleiste-
ten Anzahlungen sowie auf Ersatz eines Columbus 
entstandenen Schadens. 

Der Mieter nimmt diese Abtretung an und ist damit 
berechtigt und verpflichtet, die abgetretenen Ansprü-
che auf eigene Kosten und fristgerecht – ggf. auch 
gerichtlich - gegenüber dem Hersteller/Lieferanten 
geltend zu machen. Er ist verpflichtet, Columbus 
durch Übersendung von Abschriften umfassend, un-
verzüglich und laufend zu unterrichten. 

Sofern Hersteller/Lieferant und Mieter sich nach Lie-
ferung des Mietobjekts nicht über die Wirksamkeit ei-
nes vom Mieter erklärten Rücktritts, einer erklärten 
Minderung oder über das Bestehen eines Anspruchs 
auf Schadensersatz statt der Leistung einigen, kann 
der Mieter die Zahlung der Mietraten wegen etwaiger 
Mängel erst dann – im Falle der Minderung anteilig 
– vorläufig verweigern, wenn er Klage gegen den 
Hersteller/Lieferanten auf Rückabwicklung des Be-
schaffungsvertrages, Schadensersatz statt der Leis-
tung oder Minderung des Beschaffungspreises erho-
ben hat.  
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Der Mieter kann die Zahlung der Mietraten wegen ei-
nes Mangels erst vorläufig verweigern, wenn er ge-
genüber dem Lieferanten nach erfolglosem Ablauf 
einer angemessenen Nacherfüllungsfrist den Rück-
tritt oder eine Minderung erklärt und der Lieferant die 
Berechtigung des Rücktritts oder der Minderung an-
erkannt hat oder der Mieter Klage auf Rückabwick-
lung, Minderung oder Schadensersatz statt der Leis-
tung erhoben hat. 
 
Die Zahlungsverweigerung ist auf den Betrag be-
grenzt, der unter Berücksichtigung der Art und 
Schwere des behaupteten Mangels voraussichtlich 
gerechtfertigt ist. Nutzt der Mieter die Mietsache wei-
ter, bleibt er zur Zahlung eines angemessenen Be-
trages verpflichtet, der den Wert der fortbestehen-
den Gebrauchsmöglichkeit berücksichtigt. 
 
Anstelle der vorläufig verweigerten Zahlungen kann 
der Mieter Columbus eine unbefristete, selbstschuld-
nerische Bankbürgschaft eines in Deutschland zuge-
lassenen Kreditinstituts stellen. Die Bürgschaft muss 
auf erstes schriftliches Anfordern zahlbar sein, so-
weit die gesicherte Forderung unbestritten, aner-
kannt oder rechtskräftig festgestellt ist. 
 
Soweit die Abtretung der Gewährleistungsansprü-
che ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden 
sollte, verpflichtet sich Columbus, auf Weisung des 
Mieters die entsprechenden Rechte in eigenem Na-
men, aber auf Kosten und Rechnung des Mieters 
durchzusetzen. Columbus ist verpflichtet, die Wei-
sungen des Mieters zu beachten, soweit diese zuläs-
sig sind und soweit ihm der Mieter die Kosten ange-
messen bevorschusst. Der Mieter ist sodann er-
mächtigt, im Namen von Columbus gegenüber dem 
Hersteller/Lieferant sämtliche Erklärungen im Zu-
sammenhang mit den Gewährleistungsansprüchen 
abzugeben. 

7.2 Der Mieter ist nicht berechtigt ohne Columbus 
anspruchsmindernde Vereinbarungen mit dem Her-
steller/Lieferanten oder einem Dritten zu schließen. 
Die Vertragspartner sind sich weiter darüber einig, 
dass Columbus bei Nacherfüllung Eigentümer der 
nachgelieferten Gegenstände wird und insoweit der 
Mieter Nachlieferungen für Columbus in Besitz 
nimmt. 

7.3 Eine Rückgewähr der Mietsache an den Herstel-
ler/Lieferanten oder Dritten führt der Mieter auf ei-
gene Kosten und Gefahr nur Zug um Zug gegen Er-
füllung der Zahlungsverpflichtung des Herstel-
lers/Lieferanten oder Dritten gegenüber Columbus 
durch. Soweit der Rückzahlungsanspruch gegen-
über dem Lieferanten/Hersteller aus Vollzug des 
Rücktrittsrechts vom Kaufvertrag nicht realisierbar 
ist, schuldet ihn der Mieter. Dies gilt nicht, soweit die 
fehlende Realisierbarkeit auf einem von Columbus 
zu vertretenden Umstand, einer von Columbus ohne 
Mitwirkung des Mieters vereinbarten Anspruchsbe-
schränkung oder einer Verletzung eigener Obliegen-
heiten von Columbus beruht. 
 

7.4 Die dem Mieter gegenüber Columbus zustehen-
den Gewährleistungsansprüche werden im gesetz-
lich zulässigen Umfang abbedungen. Sofern jedoch 
die Durchsetzung der abgetretenen Gewährleis-
tungsansprüche aus Gründen scheitern oder beein-
trächtigt werden sollten, welche Columbus zu ver-
antworten hat, wird Columbus den Mieter vollum-
fänglich schadlos halten. 

Die dem Mieter gegen Columbus weiterhin zu-
stehenden Gewährleistungsansprüche verjähren in-
nerhalb eines Jahres ab Abnahme der Mietsache. 
Dies gilt nicht für Ansprüche wegen vorsätzlicher 
oder arglistiger Pflichtverletzungen, wegen der Ver-
letzung von Leben, Körper oder Gesundheit sowie in 
den Fällen zwingender gesetzlicher Haftung. 

7.5 Gebrauchte Mietsachen werden in dem bei Über-
gabe bestehenden und dem Mieter bekannten oder 
bei einer vereinbarten Besichtigung erkennbaren Zu-
stand vermietet. Eine bestimmte Beschaffenheit, 
Restnutzungsdauer oder Eignung für einen be-
stimmten Verwendungszweck wird nur geschuldet, 
wenn dies im Mietschein ausdrücklich vereinbart ist. 
 
Ansprüche des Mieters gegen Columbus wegen 
Sach- und Rechtsmängeln gebrauchter Mietsachen 
sind im gesetzlich zulässigen Umfang ausgeschlos-
sen. Der Ausschluss gilt nicht bei arglistigem Ver-
schweigen eines Mangels, bei Übernahme einer Be-
schaffenheitsgarantie, bei vorsätzlichem oder grob 
fahrlässigem Verhalten von Columbus, bei Verlet-
zung von Leben, Körper oder Gesundheit oder so-
weit sonst zwingend gehaftet wird. 
 
Soweit Columbus wegen eines Mangels Ansprüche 
gegen den Lieferanten, Verkäufer oder sonstige 
Dritte zustehen, tritt Columbus diese Ansprüche 
nach Maßgabe der Ziffern 7.1 bis 7.4 an den Mieter 
ab. 
 
Bestehen aufgrund einer von Columbus ohne Mitwir-
kung des Mieters vereinbarten Haftungsbeschrän-
kung keine durchsetzbaren Ansprüche gegen den 
Lieferanten oder Verkäufer, bleibt dem Mieter der 
Rückgriff gegen Columbus nach den gesetzlichen 
Vorschriften erhalten, soweit der Mangel bei Ver-
tragsschluss vorhanden war und dem Mieter weder 
bekannt noch infolge grober Fahrlässigkeit unbe-
kannt geblieben ist. 
 
Hat der Mieter den Lieferanten sowie die konkrete 
gebrauchte Mietsache selbst ausgewählt und deren 
Zustand geprüft oder auf eine angebotene Prüfung 
verzichtet, trägt der Mieter das Risiko solcher Män-
gel, die er bei einer ordnungsgemäßen Prüfung hätte 
erkennen können. 
 
8. Haftung  
 
8.1 Hat Columbus für einen Schaden des Mieters 
aufgrund eigenen Verschuldens oder Verschuldens 
seiner gesetzlichen Vertreter oder seiner Erfüllungs-
gehilfen einzustehen, ist die Haftung von Columbus 
auf Fälle von Vorsatz und grober Fahrlässigkeit 
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beschränkt. Diese Beschränkung gilt nicht für Fälle 
von Arglist, Zusicherung, Garantie oder bei der Ver-
letzung von Leben, Körper oder Gesundheit sowie 
bei Verletzungen wesentlicher Vertragspflichten. 
 
Wesentliche Vertragspflichten sind solche, deren Er-
füllung die ordnungsgemäße Durchführung des Ver-
trages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Ein-
haltung der Mieter regelmäßig vertraut und ver-
trauen darf oder die Columbus dem Mieter nach dem 
Inhalt des Vertrages gerade zu gewähren hat. Im 
Falle der leicht fahrlässigen Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten, welche zu einem Sach- oder Ver-
mögensschaden führt, ist die Haftung dem Umfang 
nach auf den bei Vertragsschluss vorhersehbaren, 
vertragstypischen Schaden, maximal jedoch auf den 
Nettoanschaffungswert der Mietsache, beschränkt. 
 
8.2 Für die nicht oder nicht rechtzeitige Lieferung 
bzw. Installation der Mietsache haftet Columbus nur 
insoweit, als ihr Ansprüche gegen den Hersteller/Lie-
feranten der Mietsache aufgrund ihres Eintritts in die 
zwischen Hersteller/Lieferanten und Mieter hinsicht-
lich der Mietsachen abgeschlossenen Vereinbarun-
gen zustehen. Diese Ansprüche tritt Columbus hier-
mit an den Mieter ab. Der Mieter nimmt die Abtretung 
an.  
 
8.3 Columbus übernimmt keine Haftung für ein Aus-
wahlverschulden des Mieters bei der Auswahl des 
Herstellers/Lieferanten. Der Mieter wird darauf hin-
gewiesen, dass der Hersteller/Lieferant in keiner 
Weise als Vertreter, Erfüllungsgehilfe oder ähnliches 
von Columbus tätig ist. Vereinbarungen, die der Mie-
ter mit dem Lieferanten/Hersteller oder einem sons-
tigen Dritten abschließt, auch soweit sie eine be-
stimmte Nutzung der Mietsache betreffen, werden 
nicht Gegenstand dieses Vertrages und begründen 
keine Rechte und Pflichten des Vermieters. 

8.4 Soweit der Mieter gleichzeitig Verkäufer der Miet-
sache ist (Sale-and-Lease-back), übernimmt Colum-
bus keine Gewährleistung für bei Abschluss des 
Mietvertrages bereits vorhandene oder dem Mieter 
bekannte Sach- und Rechtsmängel der Mietsache. 
Hiervon unberührt bleiben Ansprüche des Mieters 
aufgrund vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Ver-
haltens von Columbus sowie die Haftungsregelun-
gen nach Ziffer 8.1. 
 
8.5 Der Mieter darf gegen Forderungen von Colum-
bus nur mit unbestrittenen, von Columbus anerkann-
ten oder rechtskräftig festgestellten Gegenforderun-
gen aufrechnen. Diese Beschränkung gilt nicht für 
Gegenforderungen des Mieters, die aus demselben 
Mietvertrag stammen und in einem synallagmati-
schen Verhältnis zu der Forderung von Columbus 
stehen. 
 
9. Instandhaltung, Gefahrtragung 

9.1 Der Mieter stellt Columbus von etwaigen Ansprü-
chen Dritter, die sich aus dem Besitz, dem Ge-
brauch, dem Betrieb, der Arbeit oder der Leistung 
der Mietsachen ergeben, frei. Die 

Freistellungsverpflichtung des Mieters besteht auch 
gegenüber einem Dritten, dem das Mietobjekt im 
Zuge der Refinanzierung ggf. zur Sicherung übereig-
net wurde. 

9.2 Der Mieter hat die Mietsachen zu pflegen und in 
ordnungsgemäßem und funktionsfähigem Zustand 
zu erhalten. Sämtliche Kosten hierfür sowie die Be-
triebskosten und Unterhaltskosten, einschließlich 
der Kosten für Reparaturen und Ersatzteilbeschaf-
fung, gehen zu seinen Lasten. Der Mieter schließt 
mit Übernahme der Mietgegenstände für die Dauer 
des Vertragsverhältnisses auf seine Kosten ein War-
tungsabkommen mit einem von Columbus aner-
kannten Wartungsunternehmen ab und erbringt den 
Nachweis auf Verlangen von Columbus. 

Soweit Softwareprodukte Gegenstand des Miet-
scheins sind und hierzu Pflegeverträge auf dem 
Markt verfügbar sind, hat der Mieter auf seine Kosten 
einen solchen Vertrag abzuschließen und für die 
Dauer des Mietscheins aufrecht zu erhalten. Mieter 
und Columbus sind sich darüber einig, dass die Nut-
zungsrechte an dem gepflegten Softwareprodukt al-
lein Columbus zustehen, wobei diese dem Mieter ein 
beschränktes Nutzungsrecht einräumt. 

Kraftfahrzeuge dürfen nicht als Fahrschulfahrzeug 
oder zur gewerblichen Personenbeförderung einge-
setzt werden. 

9.3 Der Mieter ist verpflichtet, alle für Besitz, Ge-
brauch, Betrieb, Pflege und Erhaltung der Mietsache 
geltenden gesetzlichen, behördlichen und berufsge-
nossenschaftlichen Anforderungen einzuhalten. Vor-
gaben aus Benutzer- und Bedienungshandbüchern, 
technischen Dokumentationen und Wartungsheften 
des Herstellers sind zu beachten. Der Mieter hat Co-
lumbus die Einhaltung auf begründetes Verlangen in 
geeigneter Form nachzuweisen. 
 
Handelt es sich bei der Mietsache ganz oder teil-
weise um Medizinprodukte, In-vitro-Diagnostika oder 
Zubehör, ist der Mieter für die Erfüllung der ihn als 
Betreiber, Anwender oder sonstigen Verantwortli-
chen treffenden Verpflichtungen verantwortlich. Dies 
umfasst insbesondere die jeweils anwendbaren An-
forderungen der Verordnungen (EU) 2017/745 und 
(EU) 2017/746, des Medizinprodukterecht-Durchfüh-
rungsgesetzes und der Medizinprodukte-Betrei-
berverordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung. 
Der Mieter trägt sämtliche objekt- oder nutzungsbe-
zogenen öffentlich-rechtlichen Kosten, Gebühren, 
Beiträge und Steuern, die aufgrund des Besitzes, 
des Gebrauchs, des Betriebs, einer Veränderung, 
des Standorts oder der Rückgabe der Mietsache an-
fallen. 
 
Nicht vom Mieter zu tragen sind Steuern und Abga-
ben, die ausschließlich an den Gewinn, das Einkom-
men, das Vermögen oder den allgemeinen Ge-
schäftsbetrieb von Columbus anknüpfen, soweit sie 
nicht aufgrund gesetzlicher Vorschriften oder einer 
ausdrücklichen Vereinbarung objektbezogen auf 
den Mieter umgelegt werden können. 
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Der Mieter übernimmt alle öffentlich-rechtlichen Kos-
ten, Gebühren, Beiträge und Steuern in ihrer jeweils 
gültigen Höhe, die gegenwärtig und zukünftig auf-
grund dieses Vertrages oder Besitzes und/oder Ge-
brauchs und/oder im Zusammenhang mit der Rück-
gabe der Mietsache anfallen. 
 
9.4 Veränderungen an den Mietgegenständen kön-
nen nach vorheriger Genehmigung durch Columbus 
durchgeführt werden. Sie sind nur statthaft, wenn der 
Wert der Mietsache, ihre Funktionstüchtigkeit und 
Wartbarkeit durch das Wartungsunternehmen zu 
keiner Zeit beeinträchtigt ist. Insbesondere darf der 
Mieter den Mietgegenstand nicht zum wesentlichen 
Bestandteil einer anderen, nicht im Eigentum von 
Columbus stehenden Sache machen.  

Soweit derartige Maßnahmen vor Beendigung des 
Mietvertrages vom Mieter nicht auf eigene Kosten 
entfernt und der ursprüngliche Zustand wiederherge-
stellt wird, gehen sie entschädigungslos in das Ei-
gentum von Columbus über. 

9.5 Der Mieter trägt das Risiko und die Kosten einer 
Standortänderung der Mietsachen, die, ebenso wie 
eine Überlassung der Mietsachen an Dritte, der vor-
herigen Zustimmung durch Columbus in Textform 
bedarf. Columbus darf ihre Zustimmung nur in den 
Fällen verweigern, in denen berechtigte Interessen 
einer Standortveränderung bzw. Überlassung der 
Mietsache an Dritte entgegenstehen. Insbesondere 
widerspricht es dem berechtigten Interesse von Co-
lumbus, wenn die Mietsache ins Ausland verbracht 
werden soll. 

9.6 Der Mieter trägt die Verantwortung dafür, dass 
bei einer Standortveränderungen sämtliche sich aus 
Gesetzen, Verordnungen oder sonstigen Vorschrif-
ten ergebenden Pflichten und Vorgaben beachtet 
werden. Erfolgt eine Verbringung oder Nutzung des 
Leasingobjekts außerhalb des Gebietes der Bundes-
republik Deutschland, erstreckt sich die Verantwor-
tung des Mieters s auf die Einhaltung der am auslän-
dischen Standort des Mietobjekts geltenden Ge-
setze, Verordnungen oder sonstigen Vorschriften, 
unabhängig davon, ob Columbus der Verbringung 
oder Nutzung des Mietobjekts im Ausland zuge-
stimmt hat. Der Mieter ist zudem verpflichtet, stets 
die zollrechtlichen Vorgaben bezüglich des Mietob-
jekts zu beachten und zu überprüfen, ob es sich bei 
einem Vorgang bezüglich des Mietobjekts um einen 
zollrechtlich relevanten Sachverhalt, insbesondere 
um eine Ein- oder Ausfuhr des Mietobjekts, handelt. 
Liegt ein zollrechtlich relevanter Sachverhalt vor, so 
hat der Mieter sämtliche erforderlichen Maßnahmen 
auf seine Kosten unverzüglich zu ergreifen, etwaige 
Columbus durch die Ein- oder Ausfuhr entstandenen 
Kosten hat der Mieter Columbus auf ihr Verlangen 
zu erstatten. Das Erfordernis einer vorherigen Zu-
stimmung von Columbus zur Standortveränderung 
oder Verbringung der Mietsache bleibt unberührt. 
 
Sollten im Falle einer Standortveränderung Steuern, 
Zollabgaben, Gebühren oder sonstige Abgaben oder 

Kosten anfallen oder entstehen, so trägt diese der 
Mieter. Für den Fall, dass solche Steuern, Zollabga-
ben, Gebühren oder sonstige Abgaben gegenüber 
Columbus von Dritten geltend gemacht werden oder 
für den Fall, dass Columbus durch die Standortver-
änderung sonstige Kosten entstehen, verpflichtet 
sich der Mieter, Columbus freizustellen. Begleicht 
Columbus solche Kosten, so kann Columbus vom 
Mieter die Erstattung dieser Kosten verlangen.  
 
9.7 Ab Übernahme der Mietsache bis zu ihrer ver-
tragsgemäßen Rückgabe trägt der Mieter die Sach-
gefahr für Verlust, Untergang, Beschädigung und 
den Wegfall der Gebrauchsfähigkeit, soweit das je-
weilige Ereignis seinem Risikobereich zuzurechnen 
und nicht von Columbus zu vertreten ist. Gesetzlich 
zwingende Rechte des Mieters und die in Ziffer 9.8 
geregelten Ausnahmen bleiben unberührt. 
 
Führt ein Ereignis nach dieser Ziffer zur dauerhaften 
Unmöglichkeit der Nutzung oder zu einer außeror-
dentlichen Beendigung des Mietvertrages, hat der 
Mieter Columbus den durch die vorzeitige Vertrags-
beendigung entstandenen Schaden zu ersetzen, so-
weit das zugrunde liegende Ereignis dem Risikobe-
reich des Mieters zuzurechnen ist. 
 
Der Schaden umfasst: 
a) die bis zur Vertragsbeendigung fällig gewordenen 
und noch nicht erfüllten Forderungen einschließlich 
gesetzlich oder vertraglich geschuldeter Verzugszin-
sen und erstattungsfähiger Verzugskosten; 
b) den Barwert der bis zum vereinbarten Vertrags-
ende noch ausstehenden Mietraten sowie den Bar-
wert einer ausdrücklich vereinbarten Schlusszah-
lung oder eines ausdrücklich vereinbarten Restwert-
ausgleichs (Andienung); 
c) die notwendigen und angemessenen Kosten der 
Sicherstellung, Rückholung, Begutachtung, Repara-
tur und Verwertung der Mietsache, soweit diese Kos-
ten erforderlich und nicht bereits anderweitig berück-
sichtigt sind. 
 
Noch nicht fällige Zahlungen werden unter Anwen-
dung des dem jeweiligen Mietvertrag bei Abschluss 
tatsächlich zugrunde gelegten Refinanzierungszins-
satzes auf den Zeitpunkt der Vertragsbeendigung 
abgezinst. Erfolgt keine Einzelrefinanzierung, ist der 
bei Vertragsschluss dokumentierte kalkulatorische 
Refinanzierungszinssatz maßgeblich. 
 
Von dem ermittelten Schaden sind die Columbus in-
folge der vorzeitigen Vertragsbeendigung entstande-
nen oder bei zumutbarer Schadensminderung erziel-
baren Vorteile abzuziehen. Hierzu gehören insbe-
sondere ersparte laufzeitabhängige Aufwendungen, 
Versicherungsleistungen, Ersatzleistungen Dritter 
sowie ein gegenüber der ordnungsgemäßen Ver-
tragsdurchführung bestehender Mehrwert aus der 
vorzeitigen Rückerlangung oder Verwertung der 
Mietsache. 
 
Der Mieter kann nachweisen, dass kein oder ein ge-
ringerer Schaden entstanden ist. Columbus bleibt 
der Nachweis eines weitergehenden, durch das 
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Ereignis verursachten Schadens vorbehalten, soweit 
dieser nicht bereits in der Berechnung enthalten ist. 
Hierzu kann auch ein konkret nachgewiesener ent-
gangener Verwertungserlös gehören, soweit Colum-
bus diesen bei ordnungsgemäßer Vertragsdurchfüh-
rung mit hinreichender Wahrscheinlichkeit erzielt 
hätte. Der Ausgleichsanspruch wird mit Zugang ei-
ner nachvollziehbaren Abrechnung fällig. 
 
9.8 Der Mieter ist verpflichtet, die Mietsache auf ei-
gene Kosten während der gesamten Mietdauer zum 
Neuwert gegen Elementarschäden, Feuer, Einbruch 
sowie Diebstahl bei einem in Deutschland zugelas-
senen Versicherer, zu versichern. 

Für Fahrzeuge ist eine Vollkaskoversicherung mit ei-
ner Selbstbeteiligung von höchstens 
EUR 500,00, für Produktions- bzw. Baumaschinen 
sowie Medizingeräte eine Maschinenbruchversiche-
rung, bei entsprechenden Geräten eine Elektronik-
versicherung und für Software eine Software-/Daten-
trägerversicherung abzuschließen und bis zur ver-
tragsgemäßen Rückgabe der Mietsache aufrecht zu 
erhalten. 

Die Ansprüche aus diesen Versicherungen tritt der 
Mieter zur Sicherung der Forderungen aus dem je-
weiligen Mietvertrag unwiderruflich an Columbus ab. 
Columbus nimmt diese Abtretung schon heute an.  

Der Mieter hat Columbus den Nachweis über die ab-
geschlossene Versicherung oder mindestens die 
Beantragung der nötigen Versicherung mit vorläufi-
ger Deckungszusage der Versicherung spätestens 
14 Tage nach Inbesitznahme der Mietsache zu er-
bringen. Im letzteren Fall hat der Mieter spätestens 
nach weiteren 14 Tagen die abgeschlossene Versi-
cherung per Sicherungsschein nachzuweisen. 
Kommt der Mieter dieser Nachweispflicht nicht recht-
zeitig nach, so ist Columbus berechtigt, jedoch nicht 
verpflichtet, die Mietsache zu üblichen Bedingungen 
für den Mieter zu versichern. Für diesen Fall kann 
der Mieter die jeweiligen Versicherungsbedingungen 
bei Columbus einsehen. Die hierdurch entstehenden 
Kosten hat der Mieter Columbus auf Nachweis zu er-
setzen. Im Versicherungsfall ist ein etwaiger Selbst-
behalt vom Mieter zu tragen. 

9.9 Nach Eintritt eines Ereignisses entsprechend Zif-
fer 9.6 ist der Mieter verpflichtet, die betreffenden 
Mietgegenstände durch funktionsfähige und gleich-
wertige Mietgegenstände unter Verwendung der 
Versicherungsleistung zu ersetzen, die dann in das 
Eigentum von Columbus übergehen, oder die betref-
fenden Mietgegenstände reparieren zu lassen. Die 
Entscheidung, ob Ersatz geleistet oder repariert 
wird, behält sich Columbus in jedem Einzelfall vor. 
Alternativ kann auf Verlangen von Columbus die 
Versicherungsleistung zur Tilgung der Restschuld 
nebst der üblichen Vorfälligkeitsentschädigung ver-
wendet werden. Soweit eine Beschädigung, der Ver-
lust, der Untergang oder der Wegfall der Gebrauchs-
fähigkeit ausschließlich auf einem nach Ziffer 9.6 
vom Mieter zu tragenden Ereignis beruht, bleibt der 
Mieter zur Zahlung der vereinbarten Mietraten 

verpflichtet und ist wegen dieses Ereignisses nicht 
zur Minderung oder zur Geltendmachung sonstiger 
Rechte gemäß §§ 536 ff. BGB berechtigt. 

Dies gilt nicht, soweit Columbus das Ereignis zu ver-
treten hat oder die Gebrauchseinschränkung auf ei-
nem Mangel beruht, für den Columbus nach Ziffer 7 
oder aufgrund zwingender gesetzlicher Vorschriften 
einzustehen hat. 
 
10. Eigentum 

10.1 Die Mietsache ist grundsätzlich Eigentum von 
Columbus. Handelt es sich bei der Mietsache um 
Software, ist allein Columbus Nutzungsberechtigter, 
wobei Columbus dem Mieter ein beschränktes Nut-
zungsrecht an der Software einräumt. Columbus 
oder ein von ihr beauftragter Dritter hat das Recht, 
während der Laufzeit des Vertrages nach vorheriger 
Abstimmung mit dem Mieter die Mietsache während 
der Geschäftszeit des Mieters zu besichtigen und zu 
kennzeichnen. 

10.2 Der Mieter darf über die Mietsache nicht verfü-
gen, sie insbesondere nicht verpfänden oder belas-
ten, sie auch nicht in anderer Weise Dritten überlas-
sen und muss sie vor Zugriffen Dritter schützen. Er 
wird Columbus über drohende oder bewirkte 
Zwangsvollstreckungen unverzüglich durch Über-
sendung der entsprechenden Unterlagen informie-
ren. Die Columbus hieraus entstehenden Interventi-
onskosten trägt der Mieter. 

Handelt es sich bei der Mietsache um ein Fahrzeug, 
ist der Mieter Halter des Kfz. Es wird auf ihn zuge-
lassen. Der Fahrzeugbrief (Zulassungsbescheini-
gung Teil II) wird von Columbus verwahrt. Benötigt 
der Mieter zur Erlangung behördlicher Genehmigun-
gen den Fahrzeugbrief (Zulassungsbescheinigung 
Teil II) wird dieser der Behörde auf sein Verlangen 
von Columbus vorgelegt. Wird der Fahrzeugbrief 
(Zulassungsbescheinigung Teil II) dem Mieter von 
Dritten ausgehändigt, ist der Mieter unverzüglich zur 
Rückgabe an Columbus verpflichtet.  

10.3 Jede Verbindung der Mietsache mit einem 
Grundstück oder Gebäude erfolgt nur zu einem vo-
rübergehenden Zweck, im Sinne der §§ 95ff BGB, 
mit der Absicht, bei Beendigung des Mietverhältnis-
ses die Trennung wieder herbeizuführen. Sofern der 
Mieter nicht selbst Eigentümer des betreffenden Ge-
bäudes oder Grundstücks ist, hat er die Eigentums-
verhältnisse an den Mietgegenständen gegenüber 
dem Eigentümer beziehungsweise Vermieter klarzu-
stellen. Auf Verlangen von Columbus hat der Mieter 
vor Gegenzeichnung des Mietscheins durch Colum-
bus, spätestens jedoch vor Einbringung der Mietsa-
che in das Gebäude oder auf das Grundstück, eine 
von dem Eigentümer beziehungsweise Vermieter 
unterzeichnete Bestätigung oder Pfandrechtsfrei-
gabe auf eigene Kosten vorzulegen. Columbus kann 
die Vorlage auch während der Vertragslaufzeit ver-
langen, wenn sich der Standort, das Mietverhältnis 
oder die Eigentumsverhältnisse ändern oder ein 
sonstiger sachlicher Grund hierfür besteht. Die 
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Unterzeichnung kann handschriftlich oder mittels ei-
nes von Columbus zugelassenen elektronischen 
Signaturverfahrens erfolgen. 
 
11. Vorzeitige Beendigung 

11.1 Das Recht beider Parteien zur außerordentli-
chen Kündigung des Mietvertrages aus wichtigem 
Grund bleibt unberührt. Ein wichtiger Grund liegt vor, 
wenn dem Kündigenden unter Berücksichtigung al-
ler Umstände des Einzelfalls und unter Abwägung 
der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des 
Mietvertrages bis zum vereinbarten Vertragsende 
nicht zugemutet werden kann. 
 
Soweit der wichtige Grund in der Verletzung einer 
vertraglichen Pflicht besteht, ist die Kündigung 
grundsätzlich erst nach erfolglosem Ablauf einer zur 
Abhilfe bestimmten angemessenen Frist oder nach 
erfolgloser Abmahnung zulässig, sofern nicht nach 
den gesetzlichen Vorschriften eine Fristsetzung oder 
Abmahnung entbehrlich ist. 
 
Ein Recht des Mieters zur ordentlichen Kündigung 
während der vereinbarten Mindestmietdauer besteht 
nicht. Das Recht zur Kündigung gem. Ziffer 9.6 bleibt 
hiervon unberührt. 
 
11.2 Eine vorzeitige Beendigung des Mietvertrages 
während der Mindestmietdauer kann nur mit Zustim-
mung von Columbus erfolgen. Columbus wird die 
Zustimmung nicht unbillig verweigern, wenn der Mie-
ter einen wirtschaftlich gleichwertigen Nachmieter 
stellt, der von der refinanzierenden Bank akzeptiert 
wird und durch dessen Eintritt keine wirtschaftlichen 
Nachteile für Columbus entstehen. 
 
11.3 Columbus ist berechtigt, den Mietschein außer-
ordentlich fristlos zu kündigen, wenn Columbus un-
ter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls 
und unter Abwägung der beiderseitigen Interessen 
die Fortsetzung des Mietvertrages bis zu dessen ver-
einbarter Beendigung nicht zugemutet werden kann.  
 
Ein wichtiger Grund liegt hierfür insbesondere vor, 
wenn 
 
a) der Mieter für zwei aufeinanderfolgende Fällig-
keitstermine mit der Entrichtung der Miete oder eines 
nicht unerheblichen Teils der Miete in Verzug ist oder 
in einem Zeitraum von mehr als zwei Fälligkeitster-
minen einen Zahlungsrückstand erreicht, der zwei 
Monatsmieten entspricht. Ein wichtiger Grund liegt 
ferner vor, wenn der Mieter einen sonstigen nicht un-
erheblichen Zahlungsrückstand trotz Mahnung und 
Ablauf einer angemessenen Nachfrist nicht aus-
gleicht; 

b) gegen den Mieter gerichtete Zwangsvollstre-
ckungsmaßnahmen erfolglos bleiben und daraus 
eine konkrete Gefährdung der Erfüllung seiner we-
sentlichen Verpflichtungen gegenüber Columbus 
folgt, 

c) der Mieter seinen Geschäftsbetrieb dauerhaft ein-
stellt, seine Liquidation beschließt, wesentliche Teile 
seines Betriebsvermögens veräußert oder seinen 
Wohn- oder Firmensitz ins Ausland verlegt und 
dadurch die Erfüllung seiner wesentlichen Verpflich-
tungen aus dem Mietvertrag oder die Rückgabe oder 
Zugriffsmöglichkeit von Columbus auf die Mietge-
genstände wesentlich beeinträchtigt oder gefährdet 
wird,  

d) die Mietgegenstände vertragswidrig oder erheb-
lich unsachgemäß behandelt und dadurch deren Be-
stand, Wert oder Funktionsfähigkeit wesentlich ge-
fährdet und die Pflichtverletzung trotz Abmahnung 
nicht unverzüglich abstellt. Einer Abmahnung bedarf 
es nicht, wenn ein erheblicher Schaden unmittelbar 
droht und Columbus die Fortsetzung des Mietvertra-
ges deshalb nicht zugemutet werden kann,  

e) sich nach Abschluss des Mietvertrages die Ver-
mögensverhältnisse des Mieters wesentlich ver-
schlechtern oder eine erhebliche Vermögensgefähr-
dung eintritt und hierdurch die ordnungsgemäße Er-
füllung wesentlicher Verpflichtungen des Mieters aus 
dem Mietvertrag konkret gefährdet wird, 

Anhaltspunkte für eine solche Gefährdung können 
insbesondere vorliegen, wenn 

(aa) der von der Creditreform ermittelte Bonitätsin-
dex des Mieters einen Wert von 350 oder schlechter 
(Indexwert von 350 oder höher) erreicht, oder sich 
um mindestens 100 Punkte gegenüber dem bei Ver-
tragsschluss maßgeblichen Wert verschlechtert,  

oder 

(bb) aufgrund objektiver Tatsachen anzunehmen ist, 
dass der Mieter seine fälligen Zahlungsverpflichtun-
gen aus diesem Mietvertrag künftig ganz oder teil-
weise nicht ordnungsgemäß erfüllen kann. 

f) eine vereinbarte wesentliche Sicherheit nicht frist-
gerecht bestellt, diese wegfällt oder sich wesentlich 
im Wert mindert und der Mieter sie trotz Aufforde-
rung von Columbus innerhalb angemessener Frist 
nicht wiederherstellt, angemessen ergänzt oder 
durch eine gleichwertige Sicherheit ersetzt; 

g) eine aufgrund dieses Mietvertrages oder aufgrund 
gesetzlicher oder aufsichtsrechtlicher Anforderun-
gen geschuldete wesentliche Auskunft oder einen 
erforderlichen Nachweis trotz Aufforderung und Ab-
lauf einer angemessenen Frist nicht erteilt und 
dadurch berechtigte Interessen von Columbus we-
sentlich beeinträchtigt werden;  

h) der Mieter einer sonstigen Verpflichtung aus die-
sem Vertrag einer wesentlichen Verpflichtung aus 
dem Mietschein nach Abmahnung in Textform durch 
Columbus binnen zwei Wochen und Ablauf einer an-
gemessenen, grundsätzlich zweiwöchigen Abhilfe-
frist nicht nachkommt. Eine solche Pflichtverletzung 
liegt insbesondere auch dann vor, wenn der Mieter 
gegen die in Punkt 9.7 geregelte 



 
 

9 | 14 

 

Versicherungspflicht verstößt und/oder seiner Pflicht 
aus Punkt 13.3 oder 13.5 nicht rechtzeitig nach-
kommt, 

i) der Mieter bei Vertragsschluss unrichtige Angaben 
gemacht oder Tatsachen verschwiegen hat über für 
die Abschluss- oder Bonitätsentscheidung von Co-
lumbus wesentliche Umstände unrichtige oder un-
vollständige Angaben gemacht oder solche Um-
stände verschwiegen hat und Columbus bei Kennt-
nis der tatsächlichen Umstände den Mietvertrag 
nicht oder nur zu wesentlich anderen Bedingungen 
abgeschlossen hätte und Columbus deshalb die 
Fortsetzung des Mietvertrages nicht zugemutet wer-
den kann,  

j) beim Mieter unmittelbar oder mittelbar ein Kontroll-
wechsel eintritt, durch den eine andere Person oder 
ein anderes Unternehmen die Mehrheit der Stimm-
rechte oder einen beherrschenden Einfluss auf den 
Mieter erlangt, oder der Mieter mehr als 50 % seiner 
Vermögensgegenstände, berechnet nach Verkehrs-
werten, veräußert, sofern hierdurch die Bonität des 
Mieters, die Erfüllung seiner Verpflichtungen, die 
Werthaltigkeit vereinbarter Sicherheiten oder die Zu-
griffsmöglichkeit von Columbus auf die Mietgegen-
stände wesentlich beeinträchtigt oder gefährdet wird 
und der Mieter diese Gefährdung trotz Aufforderung 
nicht innerhalb angemessener Frist beseitigt oder 
eine geeignete Sicherheit stellt. 

Soweit der wichtige Grund in einer Verletzung einer 
vertraglichen Pflicht besteht, ist die Kündigung erst 
nach erfolglosem Ablauf einer angemessenen Abhil-
fefrist oder nach erfolgloser Abmahnung zulässig. 
Dies gilt nicht, wenn die Fristsetzung oder Abmah-
nung offensichtlich keinen Erfolg verspricht oder die 
sofortige Kündigung unter Abwägung der beidersei-
tigen Interessen gerechtfertigt ist. 

Nach Wirksamwerden der Kündigung ist Columbus 
berechtigt, die unverzügliche Herausgabe der Miet-
gegenstände zu verlangen. Weitergehende gesetzli-
che und vertragliche Ansprüche von Columbus blei-
ben unberührt. 

11.4 Wird der Mietvertrag von Columbus aus einem 
in Ziffer 11.3 genannten, vom Mieter zu vertretenden 
Grund vorzeitig beendet, ist Columbus berechtigt, 
die Mietsache unverzüglich herauszuverlangen und 
Ersatz des durch die vorzeitige Vertragsbeendigung 
entstandenen Schadens zu verlangen. Der Kündi-
gungsschaden wird konkret berechnet und ist der 
Höhe nach auf das wirtschaftliche Interesse be-
grenzt, das Columbus bei ordnungsgemäßer Durch-
führung des Vertrages bis zum vereinbarten Ver-
tragsende gehabt hätte. 

Der Kündigungsschaden umfasst insbesondere 

a) die bis zur vorzeitigen Vertragsbeendigung fällig 
gewordenen und noch nicht erfüllten Mietforderun-
gen einschließlich der gesetzlich oder vertraglich ge-
schuldeten Verzugszinsen und sonstigen ersatzfähi-
gen Verzugskosten; 

b) den Barwert der Mietraten, die der Mieter bei ord-
nungsgemäßer Vertragsdurchführung vom Zeitpunkt 
der vorzeitigen Vertragsbeendigung bis zum verein-
barten Vertragsende noch zu entrichten gehabt 
hätte, sowie den Barwert einer bei ordnungsgemä-
ßer Vertragsbeendigung vom Mieter geschuldeten 
Schlusszahlung oder eines geschuldeten Restwert-
ausgleichs (Andienung). Die noch nicht fällig gewor-
denen Zahlungen werden auf den Zeitpunkt der vor-
zeitigen Vertragsbeendigung abgezinst. Für die Ab-
zinsung ist der dem jeweiligen Vertrag bei Vertrags-
abschluss tatsächlich zugrunde gelegte Refinanzie-
rungszinssatz maßgeblich. Erfolgt keine Einzelrefi-
nanzierung des Mietvertrages, ist der bei Vertrags-
abschluss der Kalkulation des Mietvertrages zu-
grunde gelegte kalkulatorische Refinanzierungszins-
satz maßgeblich; 

c) die aufgrund der vorzeitigen Vertragsbeendigung 
notwendigen und angemessenen Kosten der Sicher-
stellung, Rückholung und Verwertung der Mietsa-
che, soweit diese gesetzlich ersatzfähig sind. Repa-
ratur-, Sicherstellungs- und Verwertungskosten dür-
fen nicht zusätzlich verlangt werden, soweit sie be-
reits bei der Ermittlung des anzurechnenden Netto-
verwertungserlöses berücksichtigt worden sind. 
 
Von dem nach vorstehenden Grundsätzen ermittel-
ten Schaden sind sämtliche Columbus infolge der 
vorzeitigen Vertragsbeendigung entstandenen oder 
bei zumutbarer Schadensminderung erzielbaren 
wirtschaftlichen Vorteile abzuziehen. Hierzu gehören 
insbesondere ersparte laufzeitabhängige Aufwen-
dungen sowie der wirtschaftliche Vorteil, der Colum-
bus dadurch entsteht, dass die Mietsache vor dem 
vereinbarten Vertragsende zurückerlangt und des-
halb zu einem höheren Wert verwertet werden kann. 
Bei der Verwertung der Mietsache ist der im Rahmen 
einer ordnungsgemäßen Verwertung erzielte oder 
bei zumutbarer Verwertung erzielbare Nettoerlös in-
soweit zu berücksichtigen, als Columbus hierdurch 
gegenüber der ordnungsgemäßen Durchführung 
des Mietvertrages wirtschaftlich bessergestellt wird. 
Dem Mieter bleibt der Nachweis vorbehalten, dass 
Columbus kein oder ein wesentlich geringerer Scha-
den entstanden ist. 
 
Der nach den vorstehenden Grundsätzen ermittelte 
Kündigungsschaden ist mit Zugang einer nachvoll-
ziehbaren Abrechnung beim Mieter zur Zahlung fäl-
lig. Die Fälligkeit bereits zuvor fällig gewordener For-
derungen bleibt unberührt. 
 
Weitergehende Ansprüche von Columbus, insbe-
sondere wegen einer Beschädigung, eines Verlustes 
oder einer sonstigen nicht vertragsgemäßen Be-
handlung der Mietsache sowie auf Ersatz sonstiger, 
durch die Pflichtverletzung des Mieters verursachter 
Schäden, bleiben unberührt, soweit diese nicht be-
reits bei der Berechnung des Kündigungsschadens 
berücksichtigt wurden.  
 
11.5 Die Kündigungsrechte nach Ziffer 11.3 sowie 
sonstige vertragliche Rechte von Columbus beste-
hen und können ausgeübt werden, soweit ihrer 
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Begründung oder Ausübung keine zwingenden Vor-
schriften des Restrukturierungs- oder Insolvenz-
rechts entgegenstehen. 

Allein die Rechtshängigkeit einer Restrukturierungs-
sache oder die Inanspruchnahme von Instrumenten 
des Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmens 
des StaRUG durch den Mieter begründen weder ein 
Recht von Columbus zur Kündigung oder sonstigen 
Beendigung des Mietvertrages noch ein Recht zur 
Fälligstellung von Leistungen, zur Leistungsverwei-
gerung oder zur Anpassung des Mietvertrages. Die 
Wirksamkeit des Mietvertrages bleibt hiervon unbe-
rührt. 

Allein die Stellung eines Antrags auf Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Mie-
ters oder die Eröffnung eines solchen Verfahrens be-
gründet kein zusätzliches vertragliches Kündigungs- 
oder Fälligstellungsrecht von Columbus. Gesetzliche 
Rechte sowie Kündigungs- und sonstige Rechte von 
Columbus, die auf einem hiervon unabhängigen 
Rechtsgrund beruhen, bleiben unberührt. 
 
Unberührt bleiben insbesondere Kündigungsrechte 
nach Ziffer 11.3, die auf Umständen beruhen, welche 
unabhängig von einer Restrukturierungssache, der 
Inanspruchnahme von Instrumenten des Stabilisie-
rungs- und Restrukturierungsrahmens, einem Insol-
venzantrag oder der Eröffnung eines Insolvenzver-
fahrens einen wichtigen Grund darstellen und die 
Kündigung auch ohne das betreffende Verfahren 
rechtfertigen würden. Hierzu können insbesondere 
erhebliche, nicht von einer gesetzlichen Kündi-
gungssperre erfasste Zahlungsrückstände, eine er-
hebliche Gefährdung oder vertragswidrige Behand-
lung der Mietgegenstände, eine unbefugte Verfü-
gung oder Gebrauchsüberlassung, ein erheblicher 
Verstoß gegen die Versicherungspflicht, wesentlich 
unrichtige Angaben bei Vertragsschluss oder sons-
tige erhebliche Vertragsverletzungen gehören. 

Der bloße zeitliche Zusammenhang eines solchen 
Kündigungsgrundes mit einer Restrukturierungs- 
oder Insolvenzmaßnahme schließt die Ausübung 
des Kündigungsrechts nicht aus. Voraussetzung ist 
jedoch, dass der Kündigungsgrund bei objektiver 
Betrachtung rechtlich und tatsächlich selbständig 
besteht und seiner Ausübung keine gesetzliche Kün-
digungssperre entgegensteht. 

Die zwingenden Vorschriften des § 44 StaRUG so-
wie der §§ 112 und 119 InsO bleiben unberührt. 

12. Rückgabe 

12.1 Mit Beendigung des Mietverhältnisses hat der 
Mieter die Mietgegenstände in einwandfreiem, ge-
pflegtem Zustand, von der üblichen Abnutzung ab-
gesehen, termingerecht auf eigene Kosten und Ge-
fahr an den Firmensitz von Columbus zurückzusen-
den. Columbus behält sich vor, bis zu zwei Wochen 
vor Mietende, einen hiervon abweichenden Ort in-
nerhalb der Bundesrepublik Deutschland zu 

bestimmen, soweit dies aus sachlichen Gründen er-
folgt und dem Mieter zumutbar ist. 
 
12.2 Im Falle einer verspäteten Rückgabe hat der 
Mieter für jeden begonnenen Tag der Vorenthaltung 
als Nutzungsentschädigung 1/30 der zuletzt ge-
schuldeten monatlichen Miete zu zahlen. Weiterge-
hende Schäden und Kosten, die Columbus durch die 
verspätete Rückgabe entstehen, kann Columbus 
geltend machen, soweit diese nicht bereits durch die 
Nutzungsentschädigung abgegolten sind. Dem Mie-
ter bleibt der Nachweis vorbehalten, dass Columbus 
kein oder ein wesentlich geringerer Schaden ent-
standen ist. 

12.3 Der Mieter hat vor der Rückgabe der Mietsache 
sämtliche von ihm oder in seinem Verantwortungs-
bereich auf der Mietsache oder den dazugehörigen 
Datenträgern gespeicherten Daten vollständig zu si-
chern, soweit dies erforderlich ist, und anschließend 
nach einem für die Art des Datenträgers geeigneten, 
anerkannten Verfahren nach dem Stand der Technik 
sicher zu löschen. 
 
Die Löschung ist so durchzuführen, dass die Funkti-
onsfähigkeit, Betriebssicherheit und Verwertbarkeit 
der Mietsache nicht beeinträchtigt werden. Insbe-
sondere dürfen für den Betrieb erforderliche System-
bestandteile, Firmware, BIOS- oder UEFI-
Komponenten, herstellerseitige Konfigurationen, 
Wiederherstellungssysteme, fest mit der Mietsache 
verbundene Softwarebestandteile und übertragbare 
Lizenzen nicht gelöscht, beschädigt oder unbrauch-
bar gemacht werden, soweit dies für die sichere Lö-
schung personenbezogener oder sonstiger Daten 
nicht zwingend erforderlich ist. 
 
Verursacht der Mieter durch eine nicht fachgerechte 
Löschung eine Beeinträchtigung der Funktionsfähig-
keit oder Verwertbarkeit der Mietsache, hat er Co-
lumbus die erforderlichen und angemessenen Kos-
ten der Wiederherstellung sowie einen verbleiben-
den Minderwert zu ersetzen. 
 
Der Mieter ist für die Rechtmäßigkeit der Löschung 
und für die rechtzeitige Sicherung der von ihm benö-
tigten Daten verantwortlich. Columbus ist nach 
Rückgabe nicht zur Sicherung oder Wiederherstel-
lung von Daten des Mieters verpflichtet. 
 
Auf Verlangen von Columbus hat der Mieter die ord-
nungsgemäße Löschung in Textform zu bestätigen 
und das angewandte Löschverfahren in angemesse-
nem Umfang zu dokumentieren. Soweit das einge-
setzte Löschverfahren die Erstellung eines Lösch-
protokolls oder Löschzertifikats ermöglicht, ist dieses 
Columbus auf Verlangen vorzulegen. Columbus 
kann bei Mietsachen mit besonderem Schutzbedarf 
oder erheblicher Speicherkapazität einen Nachweis 
durch ein marktübliches Löschzertifikat oder durch 
eine Bestätigung eines fachkundigen Dienstleisters 
verlangen, soweit dies für den Mieter zumutbar ist. 
 
Sind bei Rückgabe noch Daten vorhanden oder ist 
eine sichere Weiterverwendung beziehungsweise 



 
 

11 | 14 

 

Verwertung der Mietsache wegen einer unzu-
reichenden Löschung nicht möglich, kann Columbus 
dem Mieter eine angemessene Frist zur Nacherfül-
lung setzen. Nach erfolglosem Ablauf der Frist ist 
Columbus berechtigt, die Daten selbst oder durch ei-
nen fachkundigen Dritten auf Kosten des Mieters lö-
schen zu lassen. 

Eine vorherige Fristsetzung ist entbehrlich, wenn der 
Mieter die Nacherfüllung ernsthaft und endgültig ver-
weigert, eine Nacherfüllung durch den Mieter aus tat-
sächlichen, technischen, datenschutzrechtlichen 
oder sicherheitsbezogenen Gründen nicht zumutbar 
ist oder eine unverzügliche Löschung zur Vermei-
dung weiterer Schäden oder zur zeitnahen Verwer-
tung der Mietsache erforderlich ist. 

Soweit die Mietsache wegen der unzureichenden 
Löschung vorübergehend nicht verwertet oder wei-
tervermietet werden kann, hat der Mieter Columbus 
den hierdurch verursachten Schaden zu ersetzen.  
 
Die körperliche Entgegennahme der Mietsache 
durch Columbus, einen von Columbus beauftragten 
Logistik-, Lösch- oder Verwertungspartner oder ei-
nen sonstigen Dritten stellt weder eine Bestätigung 
der ordnungsgemäßen Datenlöschung noch eine 
Anerkennung der vertragsgemäßen Rückgabe dar. 
 
12.4 Der Mieter hat die Mietsache vollständig, insbe-
sondere einschließlich sämtlicher bei Überlassung 
vorhandener oder nachträglich Bestandteil der Miet-
sache gewordener Zusatzeinrichtungen, Maschinen-
komponenten, Installationszubehöre, Datenträger, 
Dokumentationen, Handbücher und sonstiger Be-
standteile, zurückzugeben. 
Fehlende Bestandteile hat der Mieter nach Wahl von 
Columbus innerhalb angemessener Frist nachzulie-
fern oder Columbus die erforderlichen und ange-
messenen Wiederbeschaffungskosten beziehungs-
weise einen hierdurch verursachten Minderwert zu 
ersetzen. Eine nachträgliche Rückgabe ist zu be-
rücksichtigen, soweit Columbus die fehlenden Be-
standteile noch nicht ersetzt oder die Mietsache 
noch nicht unter Berücksichtigung des Fehlbestands 
verwertet hat. 
Bei Schäden oder Veränderungen, die über die ge-
wöhnliche vertragsgemäße Abnutzung hinausge-
hen, kann Columbus vom Mieter nach Maßgabe der 
gesetzlichen Vorschriften die Beseitigung innerhalb 
angemessener Frist oder Ersatz des hierdurch ent-
standenen Schadens verlangen. 
 
12.5 Kommt der Mieter seiner Verpflichtung zur Ent-
fernung von Sicherungscodes, Passwörtern oder 
vergleichbaren Zugriffssperren nicht nach, hat er Co-
lumbus die für deren Entfernung erforderlichen Kos-
ten zu ersetzen. 
 
Columbus ist berechtigt, den Schaden mit 150,00 
Euro je betroffenem Mietgegenstand zu pauschalie-
ren. Dem Mieter bleibt der Nachweis vorbehalten, 
dass kein oder ein wesentlich geringerer Schaden 
entstanden ist. Columbus bleibt der Nachweis eines 
höheren Schadens vorbehalten. 

 
Ist eine Entschlüsselung mit wirtschaftlich vertretba-
rem Aufwand nicht möglich und die Mietsache des-
halb nicht oder nur eingeschränkt verwertbar, hat der 
Mieter zusätzlich den dadurch verursachten Minder-
erlös sowie notwendige Entsorgungskosten zu er-
setzen. Eine doppelte Berücksichtigung desselben 
Schadens findet nicht statt. 
 
12.6 Die Rückgabe der Software hat durch Rück-
gabe sämtlicher dem Mieter überlassenen Original-
datenträger nebst aller Dokumentationsunterla-
gen/Handbüchern, Zugriffs- und Sperrcodes, Sper-
reinrichtungen sowie eventuelle Authentizitätsnach-
weise zu erfolgen. Die ordnungsgemäße Rückgabe 
erfordert ferner die vollständige und endgültige Lö-
schung sämtlicher von der Software vorhandenen 
Kopien einschließlich der Kopien auf den Massen-
speichern, auf denen die Software beim Mieter in-
stalliert wurde. Der Mieter hat Columbus auf Verlan-
gen durch eine unterzeichnete Erklärung zu bestäti-
gen, dass er sämtliche vorhandenen Kopien der 
Software vollständig und endgültig gelöscht hat. Die 
Unterzeichnung kann handschriftlich oder mittels ei-
nes von Columbus zugelassenen elektronischen 
Signaturverfahrens erfolgen. Columbus oder ein von 
ihr beauftragter Dritter ist berechtigt, nach Beendi-
gung des Vertrages während der Geschäftszeiten 
des Mieters die vertragskonforme Löschung der 
Software zu überprüfen. 

12.7 Im Falle einer vereinbarten Rücknahme durch 
Columbus wird die Pflichterfüllung durch Abholung 
der vom Mieter ebenerdig, verladefähig und sachge-
recht bereitgestellten Mietgegenstände erfüllt. 

12.8 Für jeden Fall der Beendigung des Mietvertra-
ges tritt der Mieter hiermit wieder alle ihm gemäß Zif-
fer 7.1 abgetretenen Ansprüche, die von ihm im Zeit-
punkt der Beendigung nicht bereits gerichtlich ver-
folgt werden, an Columbus ab. Einen Columbus hie-
raus erwachsenen Vorteil wird diese auf die Ver-
pflichtung des Mieters anrechnen. 

12.9 Columbus kann auch auf die Rückgabe der 
Mietsache verzichten und dem Mieter die Mietsache 
übereignen. Die hierzu erforderliche Erklärung hat 
Columbus dem Mieter spätestens bis zum Ablauf 
des 10. Arbeitstages nach Beendigung des Mietver-
hältnisses in Textform vorzulegen. Die Übertragung 
des Eigentums erfolgt in dem bei Vertragsbeendi-
gung vorhandenen und dem Mieter bekannten Zu-
stand unter Ausschluss der Haftung für Sach- und 
Rechtsmängel. Der Ausschluss gilt nicht bei Arglist, 
Garantieübernahme oder soweit gesetzlich zwin-
gend gehaftet wird. 
 
12.10 Lässt sich die Mietsache nach Rückgabe nicht 
mehr verwerten, trägt der Mieter die entstandenen 
Entsorgungs- und Vernichtungskosten, insgesamt 
jedoch höchstens 1,5 Monatsmieten. 
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13. Abtretung, Auskünfte 

13.1 Der Mieter billigt Columbus ausdrücklich das 
Recht zu, die Rechte, Pflichten und Ansprüche aus 
diesem Vertrag abzutreten. Darüber hinaus ist Co-
lumbus berechtigt, ihre Vertragsstellung (einschl. ih-
rer Pflichten) auf das diesen Mietvertrag finanzie-
rende Kreditinstitut oder einen von diesem benann-
ten Dritten zu übertragen. Die Übertragung ihrer Ver-
tragsstellung auf einen Dritten hat unter Wahrung 
der Rechte des Mieters zu erfolgen. Anstelle der Ver-
tragsübertragung wird hiermit dem finanzierenden 
Kreditinstitut das Recht eingeräumt, vom Mieter bei 
gleichzeitiger Beendigung des bisherigen Mietvertra-
ges den Abschluss eines neuen Mietvertrages zu 
den bisherigen Konditionen für die restliche Laufzeit 
mit dem Kreditinstitut bzw. einem von diesem be-
nannten Dritten unter Wahrung der Rechte des Mie-
ters zu verlangen.  

13.2 Im Falle einer Abtretung wird diese dem Mieter 
durch Columbus oder die refinanzierende Bank an-
gezeigt. Der Mieter bestätigt diese Anzeige der Bank 
unverzüglich. 

13.3 Der Mieter hat Columbus jede Änderung seines 
Sitzes, seiner Geschäftsanschrift, seiner maßgebli-
chen Zustellanschrift sowie, soweit für die Vertrags-
durchführung relevant, seines gewöhnlichen Aufent-
haltsortes unverzüglich in Textform mitzuteilen. 
 
13.4 Hat der Mieter entgegen Ziffer 13.3 einen 
Wechsel seines Sitzes, seiner Geschäftsanschrift 
oder seiner maßgeblichen Zustellanschrift schuld-
haft nicht mitgeteilt und kann eine Mahnung, Kündi-
gung oder sonstige rechtserhebliche Erklärung von 
Columbus deshalb nicht zugestellt werden, kann 
sich der Mieter auf den fehlenden oder verspäteten 
Zugang nicht berufen, sofern Columbus die aktuelle 
Anschrift weder kannte noch ohne unverhältnismä-
ßigen Aufwand ermitteln konnte. 
 
Die Erklärung gilt in diesem Fall zu dem Zeitpunkt als 
zugegangen, zu dem sie dem Mieter bei ordnungs-
gemäßer Mitteilung der Anschriftenänderung im ge-
wöhnlichen Verlauf zugegangen wäre. Dies gilt 
nicht, wenn das Scheitern der Zustellung auf einer 
nicht ordnungsgemäßen Adressierung, einer unge-
eigneten Versandart oder einem sonstigen von Co-
lumbus zu vertretenden Umstand beruht. 
 
Verweigert der Mieter die Annahme einer ordnungs-
gemäß übermittelten Erklärung unberechtigt, gilt die 
Erklärung zu dem Zeitpunkt als zugegangen, zu dem 
sie bei ordnungsgemäßer Annahme zugegangen 
wäre. Weitergehende gesetzliche Grundsätze über 
die Zugangsvereitelung bleiben unberührt. 
 
13.5 Der Mieter hat Columbus die zur Erfüllung ihrer 
Identifizierungs- und Sorgfaltspflichten gemäß §§ 
10, 11 Geldwäschegesetz (GwG) notwendigen Infor-
mationen und Unterlagen gemäß § 11 Abs. 6 GwG 
zur Verfügung zu stellen und während der Vertrags-
dauer sich ergebende Änderungen (z. B. Änderung 

der Rechtsform, Änderung bei einem Vertretungsor-
gan) unverzüglich in Textform mitzuteilen.	
13.6 Der Mieter wird Columbus bzw. der refinanzie-
renden Bank, während der Vertragslaufzeit, auf Ver-
langen Auskünfte erteilen und den Jahresabschluss 
bzw. die für eine Beurteilung notwendigen Unterla-
gen des Unternehmens übermitteln. 

13.7 Ohne die vorherige Zustimmung von Columbus 
bzw. der refinanzierenden Bank, darf der Mieter 
seine Rechte aus diesem Vertrag nicht an Dritte ab-
treten bzw. die Mietgegenstände Dritten überlassen. 

13.8 Bei einem vorzeitigen Austausch der Leasing-
gegenstände ist die vorherige Zustimmung der refi-
nanzierenden Bank vom Mieter oder Columbus ein-
zuholen. 

13.9 Der Mieter zeigt Columbus die Einleitung von 
Sanierungsmaßnahmen unverzüglich in Textform 
an. Hierzu zählen insbesondere die Beauftragung ei-
nes Sanierungsgutachtens (z. B. nach IDW S6), die 
Anzeige eines Restrukturierungsvorhabens nach § 
31 StaRUG, die Inanspruchnahme von Instrumenten 
des Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmens 
sowie ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzver-
fahrens. Auf Verlangen übermittelt der Mieter Co-
lumbus die zur Beurteilung erforderlichen Unterla-
gen. 

14. Einsatz automatisierter Systeme und künstli-
cher Intelligenz 
 
14.1 Columbus ist berechtigt, zur Unterstützung in-
terner Geschäftsprozesse automatisierte Systeme 
und Systeme auf Basis künstlicher Intelligenz einzu-
setzen. Dies kann insbesondere die Erfassung, 
Strukturierung, Plausibilisierung und Auswertung 
von Informationen sowie die Unterstützung von Ver-
trags-, Risiko-, Betrugspräventions-, Geldwäsche-
präventions-, Kundenservice- und Verwaltungspro-
zessen umfassen. 
 
14.2 Der Einsatz solcher Systeme lässt die vertragli-
chen Pflichten und die Verantwortlichkeit von Colum-
bus für die von ihr zu treffenden Entscheidungen un-
berührt. 
14.3 Soweit beim Einsatz automatisierter Systeme 
personenbezogene Daten verarbeitet werden, er-
folgt die Verarbeitung nach Maßgabe der anwend-
baren datenschutzrechtlichen Vorschriften. Weitere 
Informationen, insbesondere zu Zwecken, Rechts-
grundlagen, Empfängern und Rechten der betroffe-
nen Personen, ergeben sich aus den jeweils gelten-
den Datenschutzinformationen von Columbus. 
 
14.4 Entscheidungen, die gegenüber einer betroffe-
nen natürlichen Person rechtliche Wirkung entfalten 
oder sie in ähnlicher Weise erheblich beeinträchti-
gen, werden nicht ausschließlich automatisiert ge-
troffen, soweit hierfür keine gesetzliche Zulässig-
keitsvoraussetzung erfüllt ist. 
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14.5 Durch diese Ziffer werden keine Garantie, Be-
schaffenheitsvereinbarung oder über die gesetzli-
chen Anforderungen hinausgehende Zusicherung 
hinsichtlich einzelner von Columbus eingesetzter 
technischer Systeme begründet. 
 
15. Schlussbestimmungen 

Der Mietschein und sonstige Vertragsunterlagen, für 
die eine Unterzeichnung vorgesehen ist, können 
handschriftlich oder mittels eines von Columbus zu-
gelassenen elektronischen Signaturverfahrens, ins-
besondere über DocuSign, unterzeichnet werden. 
Eine auf diesem Weg abgegebene elektronische 
Signatur genügt den vertraglich vereinbarten For-
merfordernissen, soweit nicht gesetzlich eine stren-
gere Form vorgeschrieben ist. 
 
Soweit diese AGB für Erklärungen, Anzeigen oder 
Mitteilungen Textform vorsehen, gilt § 126b BGB. 
Die Textform kann insbesondere durch E-Mail oder 
durch Übermittlung über ein von Columbus hierfür 
bereitgestelltes elektronisches System gewahrt wer-
den, sofern die Person des Erklärenden genannt und 
eine dauerhafte Speicherung der Erklärung ermög-
licht wird. 
 
Änderungen und Ergänzungen des Mietscheins be-
dürfen einer Vereinbarung der Parteien in Textform, 
soweit nicht gesetzlich eine strengere Form vorge-
schrieben ist. Dies gilt auch für die Änderung oder 
Aufhebung dieses Textformerfordernisses. 
 
Individuelle Vertragsabreden gemäß § 305b BGB, 
insbesondere ausdrücklich getroffene mündliche In-
dividualvereinbarungen, sowie zwingende gesetzli-
che Formerfordernisse bleiben unberührt. Mündliche 
Nebenabreden bestehen bei Abschluss des Mietver-
trages nicht. 
 
15.2 Diese AGB unterliegen dem Recht der Bun-
desrepublik Deutschland. Erfüllungsort ist der Fir-
mensitz von Columbus. Gerichtsstand ist, soweit 
gesetzlich zulässig, Ravensburg.  
 

15.3 Jede Partei ist für die Rechtmäßigkeit der von 
ihr in eigener datenschutzrechtlicher Verantwortlich-
keit vorgenommenen Verarbeitung personenbezo-
gener Daten verantwortlich. 
 
Der Mieter gewährleistet, dass er zur Übermittlung 
personenbezogener Daten an Columbus berechtigt 
ist und, soweit erforderlich, die betroffenen Personen 
ordnungsgemäß über die Übermittlung und die Ver-
arbeitung durch Columbus informiert hat. 
 
Columbus bleibt für die Rechtmäßigkeit ihrer eige-
nen Verarbeitung, die Erfüllung der sie treffenden In-
formationspflichten und die Einhaltung der sonstigen 
auf sie anwendbaren datenschutzrechtlichen Pflich-
ten verantwortlich. 
 
Übermittelt der Mieter personenbezogene Daten 
ohne die erforderliche Rechtsgrundlage oder ohne 
Erfüllung der ihn treffenden Informationspflichten, 
hat er Columbus von hieraus resultierenden Ansprü-
chen Dritter und behördlichen Kosten freizustellen, 
soweit der Mieter die Pflichtverletzung zu vertreten 
hat. Die Freistellung umfasst nur erforderliche und 
angemessene Kosten; Columbus wird den Mieter 
über geltend gemachte Ansprüche unverzüglich in-
formieren und ihm, soweit zumutbar, Gelegenheit 
zur Mitwirkung an der Rechtsverteidigung geben. 
 
15.4 Sollten einzelne Bestimmungen dieser AGB 
ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar 
sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen 
Bestimmungen unberührt. An die Stelle der unwirk-
samen oder undurchführbaren Bestimmung treten 
die gesetzlichen Vorschriften. 
 
Soweit keine gesetzliche Regelung besteht, werden 
die Parteien eine wirksame Regelung vereinbaren, 
die dem mit der unwirksamen oder undurchführba-
ren Bestimmung verfolgten wirtschaftlichen Zweck 
möglichst nahekommt. Der Vorrang von Individual-
abreden und das Verbot einer geltungserhaltenden 
Reduktion unwirksamer Allgemeiner Geschäftsbe-
dingungen bleiben unberührt. 
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Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten 
 
Die Columbus Leasing GmbH (nachfolgend „Columbus“) verarbeitet personenbezogene Daten unter Beachtung der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO), des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) sowie weiterer anwendbarer datenschutzrechtlicher Vorschrif-
ten. Verantwortlicher für die Verarbeitung personenbezogener Daten ist die Columbus Leasing GmbH, Eywiesenstraße 6, 88212 
Ravensburg, Telefon +49 751 36344-0, E-Mail leasing@columbus.ag. Für Fragen zur Verarbeitung personenbezogener Daten sowie 
zur Wahrnehmung datenschutzrechtlicher Betroffenenrechte steht Columbus unter der E-Mail-Adresse datenschutz@columbus.ag zur 
Verfügung.  
Personenbezogene Daten können auch aus öffentlich zugänglichen Quellen, von Wirtschaftsauskunfteien, Geschäftspartnern oder 
sonstigen Dritten stammen. 
Columbus verarbeitet personenbezogene Daten, die im Rahmen der Anbahnung, Begründung, Durchführung und Beendigung von Ge-
schäftsbeziehungen erhoben werden. Hierzu gehören insbesondere Daten von Vertragspartnern sowie von deren gesetzlichen Vertre-
tern, Mitarbeitern, Ansprechpartnern, Bevollmächtigten und wirtschaftlich Berechtigten. 
Die Verarbeitung erfolgt insbesondere zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen, zur Anbahnung, Begründung, Durchführung und 
Beendigung von Miet-, Leasing-, Mietkauf-, Finanzierungs-, Sicherheiten- und sonstigen Geschäftsbeziehungen sowie zur Erfüllung der 
hiermit verbundenen vertraglichen Verpflichtungen. Rechtsgrundlage hierfür ist Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO. Soweit personenbezogene 
Daten von Ansprechpartnern, Mitarbeitern oder Vertretern eines Unternehmens verarbeitet werden, erfolgt die Verarbeitung regelmäßig 
auf Grundlage des berechtigten Interesses von Columbus an der ordnungsgemäßen Anbahnung, Durchführung und Verwaltung der 
jeweiligen Geschäftsbeziehung gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO. Personenbezogene Daten können, soweit rechtlich zulässig, auch 
von Wirtschaftsauskunfteien, öffentlichen Registern, Behörden, Geschäftspartnern sowie sonstigen Dritten erhoben werden. Dies betrifft 
insbesondere Daten zur Bonitäts- und Identitätsprüfung sowie zur Erfüllung gesetzlicher und aufsichtsrechtlicher Verpflichtungen. 
Darüber hinaus verarbeitet Columbus personenbezogene Daten zur Erfüllung gesetzlicher und aufsichtsrechtlicher Verpflichtungen. Als 
Finanzdienstleistungsinstitut unterliegt Columbus insbesondere den Anforderungen des Kreditwesengesetzes, des Geldwäschegeset-
zes, handels- und steuerrechtlichen Vorschriften sowie sonstigen gesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen. Zu den Verar-
beitungszwecken gehören hierbei insbesondere Identitäts- und Legitimitätsprüfungen, Geldwäsche- und Betrugspräventionsmaßnah-
men, Bonitätsprüfungen, Kontroll- und Meldepflichten, Dokumentationspflichten, Risikomanagement sowie die Erfüllung gesetzlicher 
Auskunfts- und Mitwirkungspflichten gegenüber Behörden und Aufsichtsstellen. Rechtsgrundlage hierfür ist Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO. 
Soweit erforderlich verarbeitet Columbus personenbezogene Daten außerdem auf Grundlage berechtigter Interessen nach Art. 6 Abs. 
1 lit. f DSGVO. Hierzu zählen insbesondere die Durchführung von Bonitäts- und Ausfallrisikoprüfungen, die Geltendmachung und Durch-
setzung von Ansprüchen, das Forderungsmanagement, die Verteidigung gegen Rechtsansprüche, die Betrugsprävention, die Unter-
nehmenssteuerung, die Verbesserung interner Prozesse, Maßnahmen zur Informationssicherheit und Cyberabwehr, die Fehleranalyse 
und Systemoptimierung sowie die Weiterentwicklung von Dienstleistungen und Geschäftsprozessen.  
Zur Beurteilung von Ausfallrisiken und der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit von Vertragspartnern kann Columbus Bonitätsinformatio-
nen von Wirtschaftsauskunfteien einholen oder an solche übermitteln, soweit dies rechtlich zulässig ist. Hierzu können insbesondere 
Wirtschaftsauskunfteien wie Creditreform herangezogen werden. Die hierbei gewonnenen Informationen werden zur Unterstützung der 
Kredit- und Risikobeurteilung verwendet. Automatisierte Bewertungen dienen ausschließlich der Entscheidungsunterstützung. Entschei-
dungen mit rechtlicher Wirkung werden grundsätzlich nicht ausschließlich automatisiert getroffen. 
Zur Unterstützung ihrer Geschäftsprozesse kann Columbus moderne IT-Systeme einschließlich automatisierter Auswertungs- und KI-
gestützter Systeme einschließlich generativer KI-Systeme einsetzen. 
Derartige Systeme können insbesondere zur Dokumentenverarbeitung, Datenklassifizierung, Plausibilitätsprüfung, Vertragsanalyse, 
Betrugsprävention, Risikobewertung, Bearbeitung von Kundenanliegen, Qualitätssicherung sowie zur Optimierung interner Geschäfts-
prozesse verwendet werden. Der Einsatz solcher Systeme erfolgt ausschließlich im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben und ersetzt 
grundsätzlich keine abschließende menschliche Entscheidung, soweit diese rechtlich erforderlich ist.  
Empfänger personenbezogener Daten können innerhalb der gesetzlichen Grenzen insbesondere refinanzierende Banken, Kreditinsti-
tute, Versicherungen, Lieferanten, Hersteller, Dienstleister, Wirtschaftsauskunfteien, Rechtsanwälte, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, 
Inkassounternehmen, IT- und Cloud-Dienstleister, Anbieter elektronischer Signaturverfahren, Auftragsverarbeiter, Behörden, Gerichte 
und Aufsichtsbehörden sein, soweit dies zur Durchführung der Geschäftsbeziehung, zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen oder zur 
Wahrung berechtigter Interessen erforderlich ist. Für digitale Vertragsabschlüsse und elektronische Signaturen können hierzu auch 
spezialisierte Signaturdienstleister eingesetzt werden.  
Soweit für einzelne Dienstleistungen oder technische Systeme eine Übermittlung personenbezogener Daten in Staaten außerhalb der 
Europäischen Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums erforderlich ist, erfolgt dies ausschließlich unter Einhaltung der gesetzli-
chen Voraussetzungen. Columbus stellt hierbei durch geeignete Garantien ein angemessenes Datenschutzniveau sicher, insbesondere 
durch Angemessenheitsbeschlüsse der Europäischen Kommission, Standardvertragsklauseln oder andere gesetzlich anerkannte 
Schutzmechanismen. Für einzelne Signatur- und Cloud-Dienstleistungen können zudem Binding Corporate Rules oder vergleichbare 
Garantien eingesetzt werden.  
Personenbezogene Daten werden grundsätzlich nur so lange gespeichert, wie dies für die Durchführung der Geschäftsbeziehung, die 
Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen oder die Wahrung berechtigter Interessen erforderlich ist. Darüber hinaus bestehen insbesondere 
handels-, steuer-, aufsichts- und zivilrechtliche Aufbewahrungs- und Nachweispflichten, die zu einer längeren Speicherung führen kön-
nen. Die Speicherdauer richtet sich dabei nach den jeweiligen Datenkategorien und gesetzlichen Vorgaben. Aufbewahrungsfristen von 
sechs bis zehn Jahren sind regelmäßig möglich; in einzelnen Fällen können gesetzlich längere Aufbewahrungsfristen gelten.  
Die Bereitstellung bestimmter personenbezogener Daten ist für die Anbahnung, Durchführung und Abwicklung der Geschäftsbeziehung 
erforderlich. Ohne diese Daten kann Columbus gegebenenfalls keine Bonitätsprüfung durchführen, gesetzliche Prüfpflichten nicht erfül-
len oder einen Vertrag nicht abschließen beziehungsweise durchführen.  
Betroffene Personen haben im Rahmen der gesetzlichen Voraussetzungen das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschrän-
kung der Verarbeitung, Datenübertragbarkeit sowie Widerspruch gegen Verarbeitungen, die auf Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO beruhen. 
Erteilte Einwilligungen können jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden. Darüber hinaus besteht das Recht, sich bei einer 
zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde zu beschweren. Widersprüche oder datenschutzrechtliche Anliegen können jederzeit an da-
tenschutz@columbus.ag gerichtet werden. 

 

 


